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Vorwort

Winfried Ott 
TBS gGmbH Rheinland-Pfalz

Forschung und Entwicklung, Innovationen und Technologietransfer gehören 
sicherlich nicht zum Tagesgeschäft der Betriebsräte. Gleichwohl sind diese The-
men von großer Bedeutung für sie. Nur durch Produkt- und/oder Prozessinno-
vationen bleiben die Unternehmen letztlich am Markt. Ein Auto hat zwar auch 
heute noch wie zu Carl Benz’ Zeiten einen Motor, ein Lenkrad und vier Räder, 
aber sein Modell dürfte heute kaum noch Käufer finden. Das gilt für große und 
kleine Unternehmen gleichermaßen. Vor allem die kleinen und mittleren Unter-
nehmen tragen dem nicht immer ausreichend Rechnung.

In den Analysen der Schwächen und Stärken, die wir im Rahmen des Pro-
jekts „Chancen- und Risikomanagement“ in einer Reihe von Betrieben zusam-
men mit den Betriebsräten durchgeführt haben, sind fast überall unzureichende 
Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten beklagt worden. Dieser Befund steht 
in Einklang mit allgemeinen Untersuchungsergebnissen, wonach nur eine Min-
derheit kleiner und mittlerer Unternehmen Forschung und Entwicklung syste-
matisch betreibt. Darauf wird im Beitrag von Prof. Eickhoff noch näher einge-
gangen.

Das 2001 novellierte Betriebsverfassungsgesetz gibt den Betriebsräten in § 
92a die Möglichkeit, von sich aus Vorschläge zur „Sicherung und Förderung 
der Beschäftigung“ zu machen. Die Produkt- und Prozesserneuerung ist in aller 
Regel ein wichtiger Bestandteil von Beschäftigungssicherungskonzepten, nicht 
zuletzt deshalb, weil eine schwächelnde Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh-
men ihre Ursache vielfach in der Vernachlässigung von Produktneu- und -wei-
terentwicklungen hat. 
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Bei § 92a BetrVG handelt es sich um ein Vorschlags- und kein Mitbestim-
mungsrecht. Es setzt auf den Dialog zwischen Geschäftsleitung und Betriebs-
rat, frühzeitig Maßnahmen zum Erhalt und zum Ausbau der Arbeitsplätze zu 
entwickeln und ergreifen. 

Die vorliegende Broschüre will diesen Dialog fördern, indem sie darüber 
informiert, wo und wie in Rheinland-Pfalz betriebliche Innovationen gefördert 
und wie Kooperationen mit wissenschaftlichen Einrichtungen verstärkt werden 
können. Wir hoffen damit dazu beizutragen, dass die Vorschläge der Betriebs-
räte stärker als bisher aufgegriffen und umgesetzt werden.

Diese Broschüre ist in Zusammenarbeit mit dem Institut für Innovation, Trans-
fer und Beratung (ITB) entstanden. Das Projekt „Chancen- und Risikomanage-
ment“ wird vom Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und Frau-
en (MASGFF) gefördert.

Winfried Ott
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Innovationen als Bestandteil  
der Beschäftigungssicherung

Das 2001 novellierte Betriebsverfassungsgesetz gibt den Betriebsräten in 
§ 92a BetrVG die Möglichkeit, von sich aus Vorschläge zur „Sicherung und 
Förderung der Beschäftigung“ zu machen. „Diese können insbesondere … Al-
ternativen … zum Produktions- und Investitionsprogramm zum Gegenstand 
haben.“

§ 92a BetrVG gibt den Betriebsräten ein Vorschlagsrecht, kein Mitbestim-
mungsrecht in wirtschaftlichen Angelegenheiten. Die Liste der Punkte, zu de-
nen Vorschläge gemacht werden können:

E	 flexible Gestaltung der Arbeitszeit,
E	 Förderung von Teilzeitarbeit und Altersteilzeit,
E	 neue Formen der Arbeitsorganisation,
E	Ä nderung der Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufe,
E	 Qualifizierung der Beschäftigten,
E	 Alternativen zur Ausgliederung,
E	 Produktions- und Investitionsprogramm

ist nicht abschließend. Weitere, darüber hinausgehende Vorschläge können 
vom Betriebsrat entwickelt werden.

©
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Der Arbeitsgeber ist verpflichtet, die Vorschläge mit dem Betriebsrat zu be-
raten. Hält er sie für ungeeignet, so hat er dies zu begründen; in Betrieben mit 
mehr als 100 Beschäftigten muss diese Begründung schriftlich erfolgen. 

Auch ohne ausdrückliche Bezugnahme auf § 92a BetrVG weisen die Betriebs-
räte in Gesprächen mit dem Unternehmen immer wieder auf Schwachstellen, 
Materialverschwendung oder umständliche Arbeitsabläufe in der Produktion 
hin und machen Vorschläge, wie diese beseitigt werden können. Die über 100 
Jahre lange Geschichte des betrieblichen Vorschlagswesens beweist ja, dass die 
Beschäftigten zu innovativen Ideen fähig sind. 

Oftmals sind diese Vorschläge jedoch wenig konkret. Die Schwachstellen 
bzw. die Vorschläge müssen näher geprüft, weiterentwickelt und umgesetzt 
werden. Und hier hapert es häufig in kleinen und mittleren Unternehmen. Den 
Betriebsräten sind oftmals betriebsverfassungsrechtlich die Hände gebunden, 
die Geschäftsleitung hat andere Sorgen, es findet sich im Betrieb niemand, der 
sich des Problems annimmt – sei es aufgrund von Belastung mit anderen Tätig-
keiten oder fehlender Kenntnisse. An Hochschulen traut man sich nicht ran; hier 
bestehen nach wie vor Berührungsängste. Die Vorschläge, die die Betriebsräte 
entwickelt haben, bleiben liegen und die Probleme bestehen – und können sich 
zu gravierenden Problemen auswachsen. Sie vereiteln mögliche Gewinn- und 
Wachstumschancen oder schwächen die Wettbewerbsfähigkeit des Unterneh-
mens und gefährden möglicherweise Arbeitsplätze. 

Als ein geeignetes Instrument für die Weiterentwicklung von Vorschlägen 
der Betriebsräte haben sich intensive Inhouse-Seminare zum § 92a BetrVG nach 
§ 37(6) BetrVG in der Praxis bewährt. Die TBS moderiert und entwickelt darin 
betriebsspezifische Vorschläge mit hohem Detaillierungsgrad.

Das in den Hochschulen und anderen Beratungseinrichtungen in Rhein-
land-Pfalz zur Verfügung stehende Know-how kann bei der Beseitigung von 
Schwachstellen und der Konkretisierung von Innovationen helfen. Mit deren 
Unterstützung können praktikable Lösungen entwickelt werden. Konkrete Maß-
nahmen – ggf. schon mit Kostenabschätzung – haben eine größere Überzeu-
gungskraft als Vorschläge, deren Tauglichkeit, Kosten und Zeitaufwand man al-
lenfalls erahnt. Die Einbeziehung der Hochschulen und Beratungseinrichtungen 
fördert damit den vom Betriebsverfassungsgesetz angestrebten Dialog der Be-
triebsparteien. Allerdings, und hier zeigen sich die Grenzen des § 92a BetrVG: 
der Arbeitsgeber ist nicht verpflichtet, einen Vorschlag umzusetzen, auch wenn 
er ihn für geeignet hält. 
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Qualifizierte Mitarbeiter gewinnt ein Unternehmen oftmals über Kooperati-
onen mit Hochschulen: über Praktika, Diplomarbeiten oder einen landesgeför-
derten Innovationsassistenten. Auf diesem Wege werden qualifiziertes Personal 
und Qualifikationen ins Unternehmen geholt. Diese Mitarbeiter verstärken das 
Potential von innovativen Vorschlägen.

Und so schließt sich dann der Kreis: Über die Kontaktaufnahme mit Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen zur Konkretisierung der im Rahmen von 
§ 92a BetrVG vorgebrachten Vorschläge werden qualifizierte Mitarbeiter ge-
wonnen, die ihrerseits neue Ideen mitbringen und kreieren. Diese Ideen kann 
der Betriebsrat im Rahmen seiner Möglichkeiten aufnehmen und unterstützen. 
Ihre Umsetzung wiederum verstärkt die Zusammenarbeit mit Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen, die das Unternehmen für qualifizierte Mitarbeiter at-
traktiver macht usw. 

Die Sicherung und Förderung der Beschäftigung in den Unternehmen darf 
somit nicht auf die Einführung neuer Technologien verkürzt werden. Zu einem 
innovativen und wettbewerbsfähigen Unternehmen gehört mehr. „Die Entwick-
lung von Produktideen, ihre Umsetzung in marktfähige Produkte und der zu 
ihrer Erstellung notwendige betriebliche Prozess können nur dann erfolgreich 
sein, wenn dieser von den Beschäftigten im Betrieb mitgetragen wird“ (Böck-
ler impuls 17/2007).

Hierfür sind Betriebsräte von nicht zu unterschätzender Bedeutung, wie die 
Ergebnisse einschlägiger Untersuchungen zeigen: Zum einen hat Weiterbildung 
einen merklichen positiven Effekt auf die Produktivitätsentwicklung in den deut-
schen Betrieben. Deren Produktivitätssteigerung liegt deutlich über denjenigen 
Betrieben, die nicht weiterbilden. Zum anderen zeigt sich, dass Betriebsräte 
sich positiv auf die Produktivitätsentwicklung und die Weiterbildung auswir-
ken. „Offensichtlich zahlt sich die längere Perspektive, die die Existenz eines 
Betriebsrats den Beschäftigten für den Verbleib im Unternehmen bietet … so-
wie die Vermittlung zwischen den Weiterbildungsinteressen von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern und die effiziente Auswahl der Weiterbildungsteilnehmer 
bei der Effektivität der Weiterbildung in Betrieben mit Betriebsräten aus“ (Th. 
Zwick, Weiterbildungsintensität und betriebliche Produktivität, 2004).
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Technologie- und Wissenstransfer in  
kleinen und mittleren Unternehmen
Matthias Eickhoff*, Fachhochschule Mainz

Technologie- und Wissenstransfer heißt vor allem Lernen

Unternehmen stehen heute vor großen Herausforderungen: Sie sind zuneh-
mend mit einem weltweiten Wettbewerb konfrontiert, müssen auf schnelle und 
tiefgreifende Strukturveränderungen reagieren, einer spürbaren Sättigung na-
tionaler Märkte neue Produkte und Produktionsverfahren entgegensetzen, in-
novative Schlüsseltechnologien beherrschen – wie Internet, Gentechnik, Nano-
technologie oder Robotik.

Wandel ist die Herausforderung unserer Tage. Zwei Dinge sind es aber, die 
den Wandel heute als besonders schwierig erscheinen lassen. Einmal hat sich 
die Geschwindigkeit des Wandels drastisch gesteigert. Während in früheren 
Zeiten grundlegende Veränderungen über mehrere Generationen abliefen, er-
lebt heute eine Generation mehrere radikale Veränderungen. Und die Qualität 
des Wandels hat sich verändert: Der Wandel wird zunehmend offener, seine 
Ergebnisse unbestimmbarer.

*	 Prof. Dr. Matthias Eickhoff lehrt an der FH Mainz Betriebswirtschaftslehre, Marketing, Innovationsmanagement und 
Entrepreneurship. Er hat 2000-2005 dort das Institut für Unternehmerisches Handeln aufgebaut und geleitet. Seit 
2002 ist er außerdem Geschäftsführer des ITB – Institut für Innovation, Transfer und Beratung gGmbH, Bingen.
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Die Menschen haben gelernt, sowohl mit sicherem als auch mit abschätz-
barem Wandel gut umzugehen. Sicheren Wandel kennen wir aus der Welt der 
Technik: Wir betätigen den Lichtschalter und das Licht geht an, wir treten beim 
Auto auf die Bremse und es stoppt. Sicherer Wandel bedeutet, dass diese Re-
aktionen vorab bekannt sind und dass wir uns sicher darauf verlassen können. 
Beim abschätzbaren Wandel ist die Situation schwieriger, aber dennoch auf-
grund von empirischer Forschung oder von Erfahrung gut beherrschbar. Der 
Eisverkäufer, der morgens an den Strand geht, weiß nicht genau, wie viele Kun-
den er haben wird und was sie kaufen werden. Aber er hat in der Vergangenheit 
gelernt und stellt danach sein Angebot zusammen. Und ob das Wetter mitspielt, 
verrät ihm ein Blick aus dem Fenster. 

Die Folgen, die sich aber aus neuen Technologien oder klimatischen Verän-
derungen bis hin zu gesellschaftlichen Umbrüchen ergeben, sind für uns viel-
fach nicht abschätzbar. Wo immer wir es mit völlig neuen Entwicklungen zu tun 
haben, können wir uns nicht mehr nur auf die Erfahrungen der Vergangenheit 
verlassen. Die Zukunft ist nicht die Fortsetzung der Vergangenheit und die al-
ten Rezepte versagen oftmals im neuen Umfeld. 

Viele Unternehmen sehen sich heute solchen Situationen gegenüber. Die 
Märkte werden immer internationaler. Die Unternehmen müssen sich in einem 
veränderten und zunehmend interkulturell bestimmten Umfeld bewähren – bei 
Kunden wie bei Mitarbeitern. Die Veränderungen der Altersstruktur vieler west-
licher Gesellschaften lässt einen enormen Fachkräftemangel erwarten. Schon 
jetzt zeichnet sich ein scharfer Wettbewerb um die jungen Talente ab. Innova-
tionszyklen werden einerseits immer kürzer andererseits steigen die Aufwen-
dungen, die für Forschung und Entwicklung (FuE) benötigt werden, um nicht 
den Anschluss zu verlieren. 

Die Frage ist, wie Unternehmen sich schnell genug und weit genug an die 
Herausforderungen der Zukunft anpassen können. Galt noch vor kurzem das 
Wissen als Schlüssel zum erfolgreichen Überleben, so setzt sich inzwischen 
mehr und mehr die Erkenntnis durch, dass Lernen die eigentliche Herausforde-
rung darstellt. „Wer nicht mit der Zeit geht, geht mit der Zeit“, heißt es. Kaum 
ein mittelständisches Unternehmen wird dies alles aus eigener Kraft in Zukunft 
bewältigen können.
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Der Mittelstand in Rheinland Pfalz

Dem ‚Mittelstand’ wird gerade in Deutschland eine bedeutende Rolle zu-
gesprochen. Während in den anderen Ländern Europas meist nur von den Be-
sonderheiten der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) gesprochen wird, 
geht die Bewertung dieser Unternehmen bei uns darüber hinaus und schließt 
auch Aspekte einer gesellschaftlichen Verantwortung dieser Unternehmen und 
Unternehmer mit ein. 

Zu den mittelständischen Unternehmen werden kleine und mittlere Hand-
werks-, Dienstleistungs- und Industrieunternehmen ebenso gerechnet wie land-
wirtschaftliche Betriebe oder die so genannten freien Berufe, z. B. Ärzte, Rechts-
anwälte, Architekten oder die vielfältigen beratenden Berufe. 

Unternehmen gelten in Deutschland als mittelständisch, wenn sie die folgen-
den Kriterien erfüllen: 
E	 weniger als 500 Mitarbeiter 
E	 weniger als 50 Mio. € Jahresumsatz 

Hinzu kommen:
E	 eine enge Bindung der Unternehmensführung an das Unternehmen 
E	 Eigentümer- oder Familienführung
E	 eine enge Bindung vom Unternehmen zu den MitarbeiterInnen
E	 (weitgehende) Konzernunabhängigkeit

In Europa wird die Abgrenzung dagegen enger gesetzt. Es gelten die folgen-
den Größenkriterien:

Beschäftigte Umsatz oder Jahresbilanzsumme

Kleinstunternehmen <  10 Umsatz oder Bilanzsumme  <  2 Mio. € 

Kleinunternehmen <  50 Umsatz oder Bilanzsumme  <  10 Mio. €

Mittlere Unternehmen <  250 Umsatz < 50 Mio. oder Bilanzsumme  <  43 Mio. €

Über 99 % aller Unternehmen – in Deutschland wie in Europa – sind mittel-
ständische Unternehmen bzw. gehören zu den KMU. Trotz ihrer großen Be-
deutung scheinen sie jedoch eher ein Schattendasein zu führen, da die großen 
Unternehmen weitaus häufiger in den Medien präsent sind. 

Gerade die qualitativen Merkmale in der deutschen Definition sind es, die 
dazu beitragen, dass mittelständischen Unternehmen hier eine besondere Rolle 
und Verantwortung zugemessen wird. 
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Sie werden als 
E	 langfristig denkende Arbeitgeber mit Kontinuität und gewachsener Unter-

nehmenskultur angesehen, 
E	 sie gelten als flexibel und geeignet, neue Produkte und Prozesse zu entwi-

ckeln, und
E	 sie sind es, die risikobehaftete Investitionen durchführen, um damit das 

Wachstum ihrer Unternehmen zu organisieren. 

Einige Zahlen aus Rheinland-Pfalz unterstreichen die Bedeutung mittelstän-
discher Unternehmen für das Land:
E	 99,8 % aller Unternehmen in RLP gehören zum Mittelstand (BRD: 99,7 %)
E	 61 % der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse bestehen 

in mittelständischen Unternehmen (BRD: 60,7 %) 
E	 In den Unternehmensgrößen bis 49 MitarbeiterInnen wurden zwischen 2002 

und 2006 2,8 - 6,6 % der sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplätze abge-
baut; in der Größenklasse 50 - 249 Beschäftigte nahmen sie um 0,7 bzw.  
0,9 % zu.

Mittelständische Unternehmen stellen gut 80 % der Ausbildungsplätze; de-
ren Anzahl ist zuletzt wieder deutlich angestiegen. 

Quelle: MWVLW (Hg.), Mittelstandsvademekum 2007

731.045 716.497 711.306 701.750 707.960

191.933

93.521 90.396 91.490 85.752 88.538

189.741 183.166 186.365 185.801

1.016.499 996.634 985.962 973.867 982.299

2002 2003 2004 2005 2006

bis 249 250 bis 499 500 u. mehr

Mittelstand in Rheinland-Pfalz – Entwicklung der sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung in der privaten Wirtschaft (2002 bis 2006)  
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Stärken und Schwächen von KMU im Wissens- und 
Technologiemanagement

Mittelständische Unternehmen sind so individuell wie ihre Unternehmer. 
Auch wenn es deshalb ‚den Mittelstand’ oder das ‚typische Mittelstandspro-
blem’ nicht wirklich gibt, lassen sich dennoch eine Reihe von Besonderheiten 
herausstellen, die die Chancen und Risiken für diese Unternehmen im Wettbe-
werb prägen. 

Mitarbeiter

Mittelständische Unternehmen haben eher Probleme, wichtige Stellen zu be-
setzen, als Großunternehmen. Manchmal sind spezielle Fachkenntnisse, Fremd-
sprachen oder Vertriebserfahrungen erforderlich. Schichtarbeit oder Überstun-
den fallen an. Die Unternehmen fordern ihren Mitarbeitern eine hohe Flexibili-
tät ab. Da Positionen in mittelständischen Unternehmen häufig nicht mehrfach 
besetzt sind, ist ein Ausgleich oder eine Vertretung oft schwierig. 

Durch die gewichtige Rolle des Unternehmers in mittelständischen Unter-
nehmen ist die persönliche Übereinstimmung mit deren Zielen und nicht zu-
letzt deren Persönlichkeit – „die Chemie“ – von großer Bedeutung. Insbeson-
dere deshalb, da es umso weniger Möglichkeiten gibt, auszuweichen, je kleiner 
ein Unternehmen ist. 

Eine abgelegene Lage in einer strukturschwachen Region kann sich als 
schwierig erweisen, wenn Mitarbeiter von außerhalb der Region gewonnen 
werden sollen.

KMU weisen geringere Aufstiegsmöglichkeiten aufgrund flacherer Hierarchi-
en auf. Sie bieten aber ein breiteres und vielfältigeres Aufgabenspektrum und 
damit oftmals auch eine höhere Arbeitszufriedenheit, als man sie in manchen 
großen und unübersichtlichen Organisationen antrifft. 

Wenn es mittelständischen Unternehmen gelingt, ihren Mitarbeitern – allein 
oder im Verbund mit anderen Unternehmen – zeitgemäße Arbeitsformen, fle-
xible Arbeitszeitmodelle oder Weiterbildungsmöglichkeiten anzubieten, wenn 
mittelständische Unternehmer flache Hierarchien, Entscheidungs- und Erfolgs-
beteiligung organisieren, können sie damit einen Beitrag zur Stärkung ihrer per-
sonellen Basis im künftigen Wettbewerb erreichen. 
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Technologieposition

Neben den Mitarbeitern spielt die Technologieposition der Unternehmen 
eine wesentliche Rolle, die vielfach von den Unternehmen selbst unterschätzt 
wird. Generell ist festzustellen, dass mittelständische Unternehmen überwie-
gend an anwendungsnahen Forschungs- und Entwicklungsarbeiten interessiert 
sind, nicht aber an Grundlagenforschung. Andererseits ist es erfolgreichen Un-
ternehmern gelungen, in einer Marktnische ihr Unternehmen mit einer Spitzen-
technologie zu platzieren, die ihnen darin die Weltmarktführerschaft garantiert: 
Das sind dann die „Hidden Champions“. Gerade hinsichtlich der Technologie ist 
die Spannbreite der mittelständischen Unternehmen zwischen High-Tech und 
No-Tech extrem ausgeprägt.

Bei den KMU, die aktiv Forschung und Entwicklung betreiben, erfolgt dies 
meist in recht starker Konzentration auf ein bestimmtes, für das Unternehmen 
unmittelbar bedeutsames Feld. Die starke Konzentration führt zwar zu Kosten-
vorteilen, birgt aber auch einige Nachteile: Erfahrungen aus einem Bereich las-
sen sich nicht so sehr in der Breite umsetzen. Synergien werden nicht genutzt 
und das Unternehmen lernt weniger und langsamer. 

Bei der Technologiebeschaffung verliert die Verfügbarkeit der Information 
heute immer mehr an Bedeutung. In vielfältigen Zusammenhängen entsteht 
heute ständig neues Wissen, das auch – z.  B. über Transfermöglichkeiten – 
weitergegeben werden kann. Verhandlungsmacht und Marktzugang, die erfor-
derlich sind, um dieses Wissen zu erlangen, werden aber in einer unübersicht-
licheren Welt gerade für mittelständische Unternehmer zunehmend schwierig. 
Aktiver Transfer soll genau diese Spannung überbrücken.

Finanzen

Für den Erfolg mittelständischer Unternehmen sind schließlich ihre Finanzen 
von großer Bedeutung. Im internationalen Vergleich haben deutsche Unterneh-
men oftmals weniger Eigenkapital, gerade im Mittelstand. Die Unternehmen 
haben dadurch schlechtere Möglichkeiten, sich aus den laufenden Geschäften 
selbst zu finanzieren. Begrenzte Sicherheiten schaffen eine ungünstige Risiko-
situation, so dass das Unternehmen höhere Zinsen für Kredite zahlen muss. 

Hier setzen die vielfältigen öffentlichen Hilfen an, um mittelständischen Un-
ternehmen die Finanzierung zu erleichtern. Oftmals sind den Unternehmen die-
se Hilfen für Forschung und Entwicklung nur wenig bekannt. Neben der öffent-
lichen Hand können auch private Investoren mittelständischen Unternehmen 
helfen, Investitionen zu finanzieren und ihre Wettbewerbsfähigkeit zu stärken 
(sog. „Business Angels“). 
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Meist muss das Unternehmen dafür noch nicht einmal lange suchen, denn so-
wohl die Hausbank als auch Transfereinrichtungen bieten entsprechende Kon-
takte und können vermittelnd tätig werden, wenn ein Unternehmer sich über 
Angebote informieren möchte. 

Führung

Durch die starke Bedeutung der Unternehmer im Mittelstand erlangt auch 
die Unternehmens- und Personalführung eine besondere Bedeutung. Viele zen-
trale Aufgaben nehmen die UnternehmerInnen selbst wahr, weil sie sie nicht de-
legieren wollen oder können. Spezialisierte FuE-Mitarbeiter mit entsprechender 
Ausbildung sind in KMU vielfach nicht vorhanden, so dass die Unternehmens-
leitung diese Aufgabe neben dem ‚Tagesgeschäft’ mit übernehmen muss. Infol-
ge Überlastung bleiben Aufgaben dann möglicherweise unerledigt. 

Es kommt aber auch vor, dass Unternehmer die Notwendigkeit für Innovati-
onen in ihrem Markt nicht oder zu spät erkennen. Gerade wenn Unternehmen 
erfolgreich sind, wird die Bedeutung von Innovationen bei Produkten oder Or-
ganisation nicht immer gesehen. Man kann davon ausgehen, dass diejenigen 
Unternehmen am erfolgreichsten sind, die ihr Geschäftsmodell immer wieder 
kritisch überprüfen und den verändernden Umständen anpassen. 

Vielfach sehen sich Zulieferunternehmer in einer Abhängigkeitsposition von 
größeren Unternehmen. Warum sich Gedanken über Innovationen machen, 
wenn die Auftraggeber doch genau vorgeben, was sie wollen? Doch der Ein-
druck trügt. Tatsächlich bewerten heute immer mehr Unternehmen ihre Zulie-
ferer gerade auch nach deren Innovationsfähigkeit und wer dem Kunden kei-
ne neuen Entwicklungen anbieten kann, wer seinen Kunden nicht dabei unter-
stützt, erfolgreich zu sein, wird auf Dauer nicht als Anbieter bestehen.

Während im traditionell industriellen Umfeld noch ‚die Großen die Kleinen 
fraßen’, tun die Schnellen dies heute mit den Langsamen. Mittelständischen 
Unternehmen die Überlebenschancen zu erhalten ist eines der Ziele von Tech-
nologie- und Wissenstransfer.

14
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Transfer – Instrumente, Helfer und Erfolge

Transfer – ein „Wissensdialog”

Transfer bezeichnet in der Umgangssprache die Übertragung oder Anwen-
dung einer Sache oder einer Fähigkeit von einem Zusammenhang auf einen an-
deren. Die Spannbreite der Begriffsverwendung reicht dabei von Rechenauf-
gaben über Computerdaten bis hin zu Spitzensportlern mit Ablösesumme. Im 
wirtschaftlichen Umfeld wird damit üblicherweise der Transfer von Technologi-
en von Hochschulen zu Unternehmen bezeichnet. Transfer wird dabei als zeit-
lich begrenzt verstanden und muss für alle Beteiligten Nutzen bringen. 

In letzter Zeit wird Transfer zunehmend in einem weiteren Zusammenhang 
verwendet und beschränkt sich nicht nur auf High-Tech-Produkte und -Verfah-
ren, sondern wird allgemein auf „Wissen“ erweitert. Er schließt damit einfache-
re Technologien und nicht-technologisches Wissen ein. 

So geht es nicht mehr nur um die Umverteilung von Wissen, das in den 
Hochschulen vorhanden ist, auf die Unternehmen. Technologie- und Wissen-
stransfer ist also keine Einbahnstraße, in der die Hochschulen bestimmen, was 
die Unternehmen umsetzen; er wird immer mehr zu einer Entwicklungspart-
nerschaft zwischen Unternehmen und Forschungseinrichtungen. Er beschränkt 
sich nicht auf die Umsetzung von Entwicklungen der Forschungseinrichtungen 
zu marktfähigen Produkten durch die Unternehmen, sondern hilft auch mit, 
durch praktische Fragestellungen neue und aktuelle Forschungen für die Praxis 
aus der Praxis anzustoßen. 

„Transfer ist der zielgerichtete und zeitlich bestimmte Dialog zwischen In-
stitutionen, welcher die Entwicklung oder Übertragung von Wissen aus sei-
nem Entstehungszusammenhang in einen wertschöpfenden Verwendungs-
zusammenhang anstrebt.“

15
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Verschiedene Formen des Transfers 

Technologie- und Wissenstransfer kann in unterschiedlichen Formen erfol-
gen, die sich grob in drei Gruppen einteilen lassen, je nachdem, welcher Aspekt 
im Zentrum der Zusammenarbeit steht – ein bestimmtes Wissen, die Problem-
lösungskompetenz oder die fertige Lösung.

Wissen

Auftragsforschung Entwicklung von Wissen nach Spezifikation

Lizenzen Nutzung von vorhandenem Wissen nach Vertrag

Kooperationen Gemeinschaftliche Entwicklung von Wissen

 Problemlösungskompetenz

Austausch von Mitarbeitern 
zwischen Hochschule und 
Unternehmen 

Übergang der Problemlösungskompetenz  
(Einstellung von Absolventen, Gastvorträge, Lehraufträge)

Schulung und Weiterbildung Hilfe zur Selbsthilfe, Aufbau von Problemlösungskompetenz

Beratung Anwendung von Problemlösungskompetenz

 Fertige Lösung

Informationstransfer Übergang einer Problemlösung

Die verschiedenen Formen weisen jeweils spezifische Vor- und Nachteile auf, 
die hier in Grundzügen umrissen werden sollen. 

Die Vergabe eines Forschungsauftrages stellt in jeder Hinsicht die höchs-
ten Anforderungen an das Unternehmen. Es muss in der Lage sein, seine Be-
dürfnisse vorab exakt zu bestimmen und genaue Vorgaben hinsichtlich seiner 
Erwartungen zu machen. Den Vorteilen der genauen Anpassung und der Ex-
klusivität der Nutzung des Forschungsergebnisses stehen hohe Kosten gegen-
über.

Hochschulen (oder auch andere Unternehmen) wollen oder können ihre 
FuE-Ergebnisse oftmals nicht selbst nutzen. Sofern sie für die Produkte oder 
Verfahren gewerbliche Schutzrechte wie z. B. Patente oder Gebrauchsmuster 
angemeldet haben, können sie einem Unternehmen ein Recht auf die Nutzung 
ihres geistigen Eigentums einräumen. Solche Lizenzen sind sehr individuell 
zu gestalten und können z. B. die Nutzung des Wissens für einen bestimmten 



Zweck, eine gewisse Zeit oder in einem bestimmten Land exklusiv oder gemein-
sam mit anderen gestatten. Für das Unternehmen besteht der Vorteil darin, dass 
es vorab weiß, was es erwirbt. Allerdings kann es die FuE-Ergebnisse nur in der 
vorliegenden Form erhalten und muss sie seinen Bedürfnissen anpassen. 

In den letzten Jahren haben Kooperationen an Bedeutung gewonnen. 
Hierbei tun sich mehrere Partner zusammen, um gemeinsam eine Aufgabe zu 
bearbeiten. Kooperationen können sowohl zwischen Unternehmen und Hoch-
schulen bestehen als auch zwischen einzelnen Unternehmen. Je nach Interes-
sen der Beteiligten können diese Kooperationen mehr oder weniger förmlich 
erfolgen. So ist ein lockerer Erfahrungsaustausch von Zeit zu Zeit ebenso mög-
lich wie eine Zusammenfassung der gemeinsamen Interessen in einem neuen 
Gemeinschaftsunternehmen (Joint Venture). Die Unternehmen handeln dann 
im Rahmen der Kooperation gemeinsam und teilen sich deren Kosten und Er-
träge. Wie weit die jeweilige Kooperation gehen soll und was sie einschließt – 
und, wichtiger noch, was nicht –, sollte vorab in der Vereinbarung festgehalten 
werden. Gegenseitiges Vertrauen und Transparenz sind wichtige Voraussetzun-
gen für den Erfolg einer Kooperation.

Neben diesen Transferformen, die beim jeweiligen Wissen ansetzen, baut 
die nächste Gruppe auf der persönlichen Problemlösungskompetenz auf. Dazu 
zählt zunächst der Austausch von Mitarbeitern. Während in den meisten 
Fällen hiermit die Einstellung von Absolventen oder 
ehemaligen Mitarbeitern von Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen gemeint ist, kann 
dies auch umgekehrt erfolgen, wenn zum 
Beispiel die Unternehmer selbst oder 
auch Mitarbeiter Gastvorträge an ei-
ner Hochschule halten oder dort ei-
nen Lehrauftrag wahrnehmen. Hie-
raus können sich direkte Vorteile in 
Form eines unmittelbaren Wissens-
austausches ergeben oder Grundla-
gen für andere Aktivitäten geschaf-
fen werden. Anders als in manchen 
anderen Ländern der EU ist diese Form 
des Wissenstransfers in Deutschland 
noch relativ wenig entwickelt und bietet viele 
Chancen für Pioniere.

17
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Das Wissen der Welt explodiert und es veraltet gleichzeitig immer schnel-
ler. Schulung und Weiterbildung sind zunehmend wichtiger, um das Wissen 
in den Unternehmen aktuell zu halten. Mittelständischen Unternehmen wird 
aber oftmals eine gewisse Abneigung nachgesagt, ihre Mitarbeiter weiterzu-
qualifizieren. Dies hat vielfältige Ursachen. Einmal können den Teilnehmern 
an Weiterbildungsmaßnahmen aufgrund der flachen Hierarchien oftmals keine 
höherrangigen Positionen angeboten werden. Es besteht die Gefahr, dass sie 
das Unternehmen verlassen und sich somit die Investition nicht auszahlt. Zum 
anderen spielt die Unsicherheit über die künftigen Bedarfe eine wichtige Rolle. 
Auch hierbei bieten viele Hochschulen heute weitreichende Hilfestellung an. 
Diese reicht von einzelnen Weiterbildungsangeboten zu bestimmten Themen 
mit Teilnahmezertifikat bis hin zu kompletten Studiengängen, die berufsbeglei-
tend absolviert werden können. Hochschulen und Transferinstitute bieten zum 
Teil auch schon die Entwicklung eines für das Unternehmen maßgeschneider-
ten Weiterbildungsprogramms an. 

Die klassische Beratung ist eine weitere Form des Wissenstransfers. Bera-
tungen werden sowohl von einzelnen Unternehmensberatern, oftmals auch von 
Hochschullehrern, als auch von größeren Beratungsgesellschaften angeboten. 
Auch die Betriebsberater der Kammern sind hier als Anbieter zu nennen. Die 
Beratungslandschaft ist sehr vielfältig und es empfiehlt sich, vor Erteilung eines 
Auftrages genau die Erwartungen und Kosten zu definieren. Mittelständische 
Unternehmen sind oftmals Beratung gegenüber sehr skeptisch, wobei vor allem 
drei Bedenken im Vordergrund stehen: Dem Berater wird nicht zugetraut, den 
Markt und die Kunden so genau zu kennen wie die Unternehmen. Die Fähigkeit, 
Erfahrungen aus anderen Märkten zu übertragen und dabei neue Einsichten zu 
erzeugen, wird oft gering geschätzt. Darüber hinaus wird es auch als problema-
tisch angesehen, dass sich die Berater auf die Konzipierung neuer Lösungen be-
schränken, in deren Umsetzung aber nicht mehr einbezogen sind. Nicht zuletzt 
verursachen die Beratungen zumeist erhebliche Kosten, deren Nutzen oftmals 
schwer greifbar erscheint. 
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Die letzte hier zu beschreibende Transferform, der fertige Informations-
transfer, geht über die bisherigen Lösungen insofern hinaus, als er nicht nur 
das für die Lösung notwendige Wissen transferiert und dessen Anwendung den 
Unternehmen überlässt, sondern die fertigen Informationen zur Lösung z. B. in 
Form eines Produktes oder einer Verfahrensbeschreibung überträgt. Die-
ser direkte Übergang einer Problemlösung, so könnte man vermuten, ist 
der einfachste und schnellste Weg, aktuelles Wissen zu transferieren. 
Die Lösung liegt vor und kann eingesetzt werden. Forschungen ha-
ben aber gezeigt, dass gerade in diesen Fällen mit Widerständen 
gegen die Einführung gerechnet werden muss, da eine Lösung 
von außen von den Mitgliedern der Organisation nicht als qua-
lifiziert angesehen wird. Unternehmen müssen dann mit 
internen Widerständen rechnen und verlieren unter 
Umständen Zeit und Geld.

Neben den genannten, gängigen Formen des 
Technologie- und Wissenstransfers bestehen weite-
re Möglichkeiten, die sich mit den bereits genannten 
auch abstimmen und verbinden lassen. So bieten Prakti-
ka oder Diplomarbeiten die Möglichkeit, praktische Fragen 
von Studierenden bearbeiten zu lassen und so von deren Wissen und 
Ideen zu profitieren. Manche Unternehmen haben mit Studienpatenschaften 
gute Erfahrungen gemacht. Sie haben Studierende während der vorlesungsfrei-
en Zeit beschäftigt und ihnen dafür während der Studienzeit ein Gehalt gezahlt 
bzw. sie nach ihrem Studienabschluss als Mitarbeiter übernommen. Auch die 
Einrichtung eines wissenschaftlichen Beirates wird von Unternehmen erfolg-
reich praktiziert, um eine Verbindung zu aktuellem Wissen aus verschiedenen 
Bereichen zu überschaubaren Kosten zu pflegen.
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Den richtigen Partner finden

Welche Form des Transfers in einer gegebenen Situation am besten geeig-
net ist, bedarf einer gründlichen Analyse sowohl der zu bearbeitenden Aufga-
be und der zeitlichen und finanziellen Rahmenbedingungen als auch der dafür 
jeweils in Frage kommenden Partner. Transferleistungen sind als Dienstleistung 
abstrakt, jeweils einzigartig und kaum standardisierbar. Sie zeichnen sich durch 
die aktive wechselseitige Beteiligung aller Partner im Prozess aus und basieren 
sehr weitgehend auf Vertrauen.

Die verschiedenen Anbieter eignen sich dabei für unterschiedliche Aufga-
benstellungen teils nicht in gleicher Weise: 

E	 Der Fokus der Universitäten liegt auf einer mittel- und langfristigen For-
schung. Universitäten eignen sich aufgrund des breiten Angebotes an Fach-
gebieten besonders für grundlegende Innovationen und interdisziplinäre 
Forschungs- und Entwicklungsprojekte.

E	 Forschungsinstitute haben sich häufig auf einen relativ engen Themen-
bereich konzentriert, in dem sie zum Teil hochspezialisierte Leistungen an-
bieten. Die verschiedenen Institute arbeiten dabei unterschiedlich eng mit 
Unternehmen zusammen und haben ihren Schwerpunkt in der Auftragsfor-
schung und der Lizenzierung. Sie bieten aber auch fertige Lösungen an.

E	 Fachhochschulen und Hochschulen in Kooperation mit der Wirtschaft de-
cken den Bereich der kurzfristigen und umsetzungsorientierten Forschung 
und Entwicklung ab. Fachhochschulen sind für KMU der ideale Partner, wenn 
es um kurzfristig realisierbare Problemlösungen für Neu- und Weiterentwick-
lung von Produkten und/oder Verfahren geht. Durch ihre zunehmende Zu-
sammenarbeit in Netzwerken bieten sie heute immer mehr interdisziplinäre 
langfristige Möglichkeiten. 

E	 Auch die Kammern bieten Unternehmen Transferleistungen an. Hierbei 
handelt es sich oftmals um Kontaktanbahnung für Kooperationen oder all-
gemeine Informations- und Beratungsleistungen z.B. zu öffentlichen Förder-
mitteln. 

Der erste wichtige Schritt bei der Anbahnung von Transferprojekten besteht 
darin, mögliche Partner zu finden und die geeignetsten auszuwählen. Als An-
sprechpartner für die Erstinformation stehen an den Hochschulen neben ein-
zelnen Hochschullehrern die Transferbeauftragten sowie die Vizepräsidenten 
zur Verfügung. Bei der Ansprache von Forschungsinstituten sind Transferab-
teilungen oder die Geschäftsführung ansprechbar, bei den Kammern liegt die 
Zuständigkeit bei den Betriebsberatern.
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Vier Schritte zum Transfererfolg

Der Transfererfolg hängt nicht nur von den wissenschaftlichen Einrichtungen 
– den Wissenslieferanten – ab, sondern auch von dem Kooperation suchenden 
Unternehmen. Transfer muss seitens des Unternehmens vorbereitet werden. 

Dabei kann die folgende Aufgliederung in vier Problemfelder helfen (nach: 
A. Walter, Technologietransfer zwischen Wissenschaft und Wirtschaft, Wies-
baden 2003): 

Nicht wissen: 

	 Unternehmen sind über das konkrete Angebot von Technologieanbietern 
grundsätzlich eher schlecht informiert. Dies gilt insbesondere für kleine und 
mittlere Unternehmen. Im Gegenzug können Mitarbeiter auf Seiten von 
Technologieanbietern häufig nicht überschauen, welche Technologien für 
Unternehmen wichtig sind. Obwohl dieser Umstand den handelnden Per-
sonen auf beiden Seiten oftmals bekannt ist, wissen sie teilweise nicht, was 
sie selbst zu einem erfolgreichen Technologietransfer beitragen können.

Nicht können: 

	 Oftmals sprechen die Partner nicht die gleiche Sprache. Es ist schwierig, 
Chancen und Risiken nachvollziehbar zu erörtern und damit einen bewuss-
ten Entscheidungsprozess zu durchlaufen. Leistungsfähigkeit, Arbeitsweise 
und Einsatzmöglichkeiten einer neuer Technologie werden von zukünftigen 
potentiellen Anwendern häufig nicht verstanden. Oftmals ist eine Anpassung 
oder Weiterentwicklung des Wissens an die betrieblichen Gegebenheiten 
erforderlich, was Zeit und Geld kostet. Beides steht oft nicht zur Verfügung 
und so dauert die technologieorientierte Zusammenarbeit mit Forschungs-
einrichtungen einfach zu lange und ist zu teuer.

Nicht wollen: 

	 Viele Menschen scheuen Veränderungen. Dabei spielen oft auch diffuse 
Ängste, teilweise aber auch sehr konkrete Befürchtungen eine Rolle. Unter-
nehmer fürchten zumeist, dass durch die Kooperation mit Technologieanbie-
tern kritisches Know-how an die Konkurrenz abfließt oder Dritte Einblick in 
das interne Betriebsgeschehen gewinnen können. Die Widerstände gegen 
die Übernahme neuer Technologien sind oftmals in der Angst begründet, 
dass erlernte Fähigkeiten an Wert verlieren. Von Seiten der Industrie werden 
häufig auch grundsätzliche Zweifel an der Leistungsfähigkeit von öffentlich 
finanzierten Hochschulen und FuE-Einrichtungen geäußert und der Nutzen 
einer neuen Technologie wird nicht erkannt.
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Nicht dürfen: 

	 Damit sind die Schwierigkeiten gemeint, die sowohl auf Seiten der Techno-
logieanbieter als auch der Nachfrager auftreten. Bei Hochschulen und öf-
fentlichen Forschungseinrichtungen steht erfolgreichem Transfer oftmals 
die marktferne ‚Verwaltung’ entgegen, die ihre Aufgabe zuallererst in der 
Einhaltung von Regeln und nicht im Erzielen von wirtschaftlich sinnvollen 
Ergebnissen sieht. Ähnliche Strukturen finden sich aber auch in Unterneh-
men, die einseitig einer Strategie der Kostenvermeidung folgen, statt einer 
des Erlöswachstums. Vom betrieblichen Vorschlagswesen her ist bekannt, 
dass Vorgesetzte die innovativen Aktivitäten ihrer Untergebenen manchmal 
zu hintertreiben versuchen, da sie die Verbesserungsvorschläge für sich be-
anspruchen oder fürchten, diese Mitarbeiter wollten sie aus ihrer Position 
drängen. 

Sowohl Unternehmen als auch Transferanbieter haben die Möglichkeit, die-
se Widerstände frühzeitig in ihre Überlegungen einzubeziehen, um sie damit 
leichter zu überwinden. Die frühzeitige Identifizierung möglicher Widerstände 
kann als erster Schritt gelten. Sinnvoll erscheint es, „Betroffene zu Beteiligten 
zu machen“ und frühzeitig zu informieren, Ziele und Vorgehen der angestreb-

ten Veränderungen zu erläutern, Unterstützung einzufordern und 
letztlich auch Anreize zu setzen. Ein früher Abgleich der In-

teressenslage und die Anpassung an gegebene Struktu-
ren erscheint gleichermaßen möglich und sinnvoll. 

Technologie- und Wissenstransfer ist ein faszi-
nierendes Gebiet im Schnittfeld von Forschung 
und Entwicklung einerseits und unternehmeri-
scher Anwendung andererseits. Wenn es ge-
lingt, die Spannungen zwischen diesen beiden 
Kulturen oder Welten zu überwinden, können 
sich weite Felder erfolgreicher Zusammenarbeit 

auftun. Dies nicht nur möglich zu machen, son-
dern zu erleichtern, ist eine wichtige Herausforde-

rung für Hochschulen und Unternehmen gleicher-
maßen. Nur wenn beide Seiten aufeinander zugehen 

und die Grenzen zwischen Wissen und Handeln überwin-
den, wird es möglich sein, neuen Ideen künftig zu größerem 

Erfolg zu verhelfen und damit auch den Ausbau und die Sicherung von Arbeits-
plätzen in mittelständischen Unternehmen zu fördern.
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Die vier Themenbereiche des  
Wissens- und Technologietransfers

Nicht-Wissen ist auf ein Informationsdefizit zurück-
zuführen. Das kommt häufig schon dadurch zustan-
de, dass die Kooperationssuchenden sich selbst und 
zukünftigen Technologiepartnern nicht die richtigen 
Fragen stellen. Beispielsweise:

E	 Welche Ziele verfolgen wir und unser Partner mit 
dem angestrebten Technologietransfer?

E	 Sind die Ziele der Zusammenarbeit detailliert  
formuliert?

E	 Ist jederzeit feststellbar, ob und inwieweit die 
Ziele erreicht wurden?

E	 Welche Voraussetzungen muss ein Transfer
partner haben, damit wir die Ziele erreichen?

E	 Was können/müssen wir in die Kooperation einbrin
gen, um die Bedürfnisse des Partners zu erfüllen?

Nicht-Wollen ist in erster Linie ein Motivations- und 
Opportunismusproblem. Wichtigstes Instrument zur 
Vermeidung ist die Kommunikation. Zwei Vorgehens-
weisen haben sich in der Praxis bewährt:

E	 Die richtigen Leute einsetzen	   
(Kompetenz, Chemie, Informationen vermitteln 
und verstehen können)

E	 Die Kommunikation richtig führen	   
(Unterstützung, am Ball bleiben, Kontinuität,  
Augenhöhe)

Nicht-Können lässt sich auf Defizite im Bereich der 
Fähigkeiten und materiellen Ressourcen zurückfüh-
ren, die für eine Zusammenarbeit zur Verfügung ste-
hen. Um das Problem des Nicht-Könnens zu bewäl-
tigen, ist es unerlässlich, partnerspezifische Investi-
tionen zu tätigen etwa in Form von Know-how für 
die unternehmensbezogene Anpassung einer Tech-
nologie, Schulung für die Anwendung einer Tech-
nologie, kompetentes Personal für die Projektarbeit. 
Beispielsweise:

E	 Eigene Fähigkeiten prüfen und Defizite erkennen

E	 Investitionsbedarf ermitteln und Vorleistungen 
aufteilen

E	 Reserven einplanen

Nicht-Dürfen entsteht aufgrund der Einflüsse, die 
Gebote und Verbote ausüben. Sie beginnen mit nicht 
bewilligten Reisemitteln und gehen bis zum Vordrin-
gen des aufstrebenden Nachwuchses in angestamm-
te Bereiche langjähriger Mitarbeiter. Firmen sollten 
rechtzeitig gegensteuern. Das folgende Vorgehen 
hat sich in der Praxis bewährt:

E	 Akzeptanz schaffen durch Beteiligung an  
Entscheidungen

E	N utzen der Kooperation aufzeigen

E	 Anreize bieten

E	 Unterstützung von Schlüsselpersonen anfordern

E	 Ansprechpartner benennen

Nicht-Wissen Nicht-Wollen

Nicht-Können Nicht-Dürfen

Quelle: A. Walter, Technologietransfer zwischen Wissenschaft und Wirtschaft, 2003. 

Die vollständige Checkliste findet man unter www.stiftung-industrieforschung.de.
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Innovationen und Mitbestimmung
Interview mit Martin Schwarz-Kocher,  
IMU-Institut Stuttgart

Im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung (HBS) führen 

E	 das IMU-Institut, Stuttgart, zusammen mit dem Fraunhofer-ISI, Karlsruhe1,
E	 das Soziologische Forschungsinstitut (SOFI) an der Universität Göttingen2,
E	 das Institut für angewandte Innovationsforschung der Universität Bochum3 

und
E	 das Institut für Psychologie der Humboldt-Universität Berlin4

Forschungsprojekte zum Zusammenhang von Mitbestimmung und be-
trieblichen Innovationen durch. Den bisherigen Erkenntnisstand gibt Martin 
Schwarz-Kocher vom IMU-Institut, Stuttgart, in dem folgenden Interview 
wieder:

1	 www.boeckler.de/show_project_fofoe.html?projectfile=S-2007-985-1.xml
2	 www.boeckler.de/show_project_fofoe.html?projectfile=S-2007-986-1.xml
3	 www.boeckler.de/show_project_fofoe.html?projectfile=S-2007-56-1.xml
4	 www.boeckler.de/show_project_fofoe.html?projectfile=S-2007-57-1.xml
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Innovationen und Mitbestimmung

Innovationen gehören doch unstrittig zu den wirtschaftlichen Angele-
genheiten und fallen damit nicht unter die Mitbestimmung. Weshalb 
dann noch ein Projekt „Mitbestimmung und Innovation“? 

Martin Schwarz-Kocher: Es ist erst einmal richtig, dass es im BetrVG keine 
klaren Mitbestimmungsrechte zu Fragen der betrieblichen Innovationspro-
zesse gibt. Auch mit dem § 92a, der ja die richtigen Themen anspricht, kann 
die Beteiligung des Betriebsrats letztlich nicht erzwungen werden. Auf der 
anderen Seite sind aber Innovationsprozesse auch für die Beschäftigten von 
großer Bedeutung. So müssen die Auswirkungen von Prozess- und Produk-
tinnovationen betrieblich geregelt werden. Hier helfen die klassischen Mit-
bestimmungsrechte aus dem BetrVG. 

Die größten Auswirkungen bekommen die Beschäftigten aber dann zu spü-
ren, wenn notwendige Innovationen nicht umgesetzt wurden. Dann müssen 
sie in aller Regel die Krisenlasten durch Personalabbau und Einkommensein-
bußen bezahlen. Dies zeigt, dass es wichtig sein kann, sich als Betriebsrat 
aktiv in die Gestaltung von Innovationsprozessen einzumischen. Wie dies 
trotz der schwachen rechtlichen Ausgangslage gelingen kann, wollen wir in 
unserem Projekt untersuchen.

Welche Hauptaspekte verfolgt das IMU in seinem Projekt? 

Martin Schwarz-Kocher: In unserem Projekt orientieren wir uns an einem um-
fassenden Innovationsbegriff. D. h. wir glauben, dass im Betrieb Prozess- und 
Produkt- bzw. Dienstleistungsinnovationen sowie technische und organisato-
rische Innovationen eng miteinander verbunden sind. Darüber hinaus unter-
suchen wir den gesamten Innovationsprozess. D. h. uns interessiert nicht nur 
die innovative Ideenfindung, sondern im gleichen Maße auch die vorgelager-
te Problemanalyse und die nachfolgende Verifizierung und Umsetzung.

Wir konzentrieren uns in unserem Projekt auf die direkte Beteiligung von Be-
triebsräten in allen Schritten dieses Innovationsprozesses. Dabei geht es uns 
sowohl um deren formelle als auch um deren informelle Beteiligung. Zentra-
le Forschungsfragen sind: Können Betriebsräte eigenständige Beiträge zum 
Innovationsprozess beisteuern? Welchen Nutzen haben die Beschäftigten 
von diesen Betriebsratsaktivitäten? Mit welchen Handlungskonzepten des 
Betriebsrats kann der Innovationsprozess aktiv gestaltet werden?

Wie geht ihr bei eurer Untersuchung vor?

Martin Schwarz-Kocher: Unsere Projektpartner vom Fraunhofer-ISI in Karls-
ruhe analysieren auf der Grundlage einer umfassenden Unternehmensbefra-
gung spezifische Erfolgsfaktoren des betrieblichen Innovationsgeschehens.


